
 

 

 
Diese Veröffentlichung erfolgt nachrichtlich. 

 

 

Vereinfachtes Flurbereinigungsverfahren Trier - Tie rgartental 

2. Änderungsbeschluss 

 

1. Anordnung geringfügiger Änderungen des Flurberei nigungsgebietes 
(§ 8 Abs. 1 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 16.03.1976 (BGBl. I Seite 546), zuletzt g eändert durch Artikel 17 des 
Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I Seite 2794)) 

Hiermit wird das durch Beschluss vom 16.12.2013 festgestellte und mit Beschluss vom 
03.05.2017 geänderte Gebiet des Flurbereinigungsverfahrens Trier - Tiergartental, kreis-
freie Stadt Trier, wie folgt geändert: 
 
Zum Flurbereinigungsgebiet werden folgende Flurstücke zugezogen: 

Gemarkung St. Matthias 

Flur 2 Nrn. 153, 163, 164, 296/154, 297/154, 298/154, 299/154, 346/166, 347/166, 
362/149, 363/149, 366/152, 406/152, 407/152 und 578/151 

Flur 3 Nrn. 33/8, 33/9, 33/10, 33/11, 33/12 und 33/13. 

 

2. Feststellung des Flurbereinigungsgebietes 

Das Flurbereinigungsgebiet wird nach Maßgabe der Änderungen unter Nr. 1 festgestellt. 

 

3. Teilnehmergemeinschaft 

Die Eigentümer der zum Flurbereinigungsgebiet zugezogenen Flurstücke sowie die den 
Eigentümern gleichstehenden Erbbauberechtigten (Teilnehmer) sind Mitglieder der mit 
dem Flurbereinigungsbeschluss vom 16.12.2013 entstandenen 

“Teilnehmergemeinschaft der Vereinfachten Flurberei nigung Trier - Tiergartental”. 

 

4. Zeitweilige Einschränkungen der Grundstücksnutzu ng 

Ungeachtet anderer gesetzlicher Bestimmungen gelten von der Bekanntgabe des Flurbe-
reinigungsbeschlusses bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes die folgen-
den Einschränkungen: 

4.1 In der Nutzungsart der Flurstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurbereinigungs-
behörde nur Änderungen vorgenommen werden, wenn sie zum ordnungsgemä-
ßen Wirtschaftsbetrieb gehören. Der Umbruch von Dauergrünland und Grünland-
flächen sowie die Neueinsaat von Dauergrünland unterliegen der Veränderungs-
sperre nach § 34 FlurbG. Der Umbruch von Grünlandflächen bedarf der schriftli-
chen Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde und setzt die Genehmigung der 
zuständigen Kreisverwaltung voraus. Auch die Rodung von Rebland und Neuan-
pflanzung von Rebstöcken bedürfen der Zustimmung der Flurbereinigungsbe-
hörde. 



4.2 Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und ähnliche Anlagen 
dürfen nur mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde errichtet, hergestellt, 
wesentlich verändert oder beseitigt werden. 

4.3 Baumgruppen, einzelne Bäume, Feld- und Ufergehölze, Hecken, Obstbäume, 
Rebstöcke und Beerensträucher dürfen nur in Ausnahmefällen, soweit landeskul-
turelle Belange, insbesondere des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
nicht beeinträchtigt werden, mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde besei-
tigt werden. 

4.4 Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung über-
steigen, bedürfen der Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde. Die Zustimmung 
darf nur im Einvernehmen mit der Forstaufsichtsbehörde erteilt werden. 

 

III. Hinweise: 
1. Ordnungswidrigkeiten 

Sind entgegen den Vorschriften zu Nrn. I 4.1 und I 4.2 Änderungen vorgenommen oder 
Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so können sie in Flurbereinigungsverfahren 
unberücksichtigt bleiben. Die Flurbereinigungsbehörde kann den früheren Zustand nach 
§ 137 FlurbG wieder herstellen lassen, wenn dies der Vereinfachten Flurbereinigung 
dienlich ist. 

Sind Eingriffe entgegen den Vorschriften zu Nr. I 4.3 vorgenommen worden, so muss die 
Flurbereinigungsbehörde Ersatzpflanzungen anordnen. 

Sind Holzeinschläge entgegen der Vorschrift zu Nr. I 4.4 vorgenommen worden, so kann 
die Flurbereinigungsbehörde anordnen, dass derjenige, der das Holz gefällt hat, die ab-
geholzte und verlichtete Fläche nach den Weisungen der Forstaufsichtsbehörde wieder 
ordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat. 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften zu Nrn. I 4.2 bis I 4.4 sind Ordnungswidrig-
keiten, die mit Geldbußen geahndet werden können. 

 

2. Betretungsrecht  

Die Beauftragten der Flurbereinigungsbehörde sind berechtigt, zur Vorbereitung und zur 
Durchführung der Flurbereinigung Grundstücke zu betreten und die nach ihrem Ermes-
sen erforderlichen Arbeiten auf ihnen vorzunehmen. 

 

Begründung 

1. Sachverhalt: 

Das bisherige Flurbereinigungsgebiet mit rund 32 ha Verfahrensfläche erfährt durch die 
Änderungen eine Vergrößerung von etwa 4 ha. 

Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft Trier-Tiergartental hat den festgesetzten 
Änderungen des Flurbereinigungsgebiets zugestimmt. 

 

2. Gründe 

2.1 Formelle Gründe 

Dieser Änderungsbeschluss wird vom DLR Mosel als zuständige Flurbereinigungsbe-
hörde erlassen. 

Rechtsgrundlage für den Beschluss ist § 8 Abs. 1 FlurbG. 



Die formellen Voraussetzungen für die geringfügige Änderung eines Vereinfachten Flur-
bereinigungsverfahrens sind mit der Anhörung des Vorstands der Teilnehmergemein-
schaft erfüllt. 
 
2.2 Materielle Gründe 

Die weitere Bearbeitung des Flurbereinigungsverfahrens hat ergeben, dass es aus ver-
fahrenstechnischen Gründen geboten ist, die in diesem Beschluss aufgeführten Grund-
stücke zuzuziehen, damit der Zweck der Flurbereinigung insbesondere im Hinblick auf 
eine bessere Neugestaltung und stärkere Arrondierung der Besitzstücke möglichst voll-
kommen erreicht werden kann. Die betroffenen Grundstückseigentümer sind mit der 
Zuziehung ihrer Flurstücke zum Flurbereinigungsverfahren einverstanden. 

Die Größe des Verfahrensgebietes ändert sich von ca. 32 ha auf ca. 36 ha.  

Die Zielsetzungen des Flurbereinigungsverfahrens bleiben unverändert bestehen. Auf die 
Begründung des Beschlusses des DLR Mosel vom 16.03.2013 zur Einleitung des 
Flurbereinigungsverfahrens Trier-Tiergartental wird vollinhaltlich Bezug genommen.  

Die Voraussetzungen für den Änderungsbeschluss sind gegeben.  

 

Hinweis: 

Informationspflicht zur Datenschutz-Grundverordnung  

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten ist nach Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. e und Abs. 3 
Satz 1 lit. b Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) i.V.m § 3 Landesdatenschutzgesetz 
(LDSG) zur Wahrnehmung der Aufgaben des Dienstleistungszentrums Ländlicher Raum (DLR), 
die im öffentlichen Interesse liegen oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgen, erforderlich. 
Hinsichtlich der Informationspflichten nach Art. 13 und 14 DS-GVO sowie der Betroffenenrechte 
nach Art. 15 ff. DS-GVO weisen wir auf die Datenschutzerklärung auf unserer Homepage 
www.dlr.rlp.de unter Datenschutz hin. 
 
Rechtsbehelfsfristen werden mit dieser Veröffentlichung nicht in Gang gesetzt.  
 
Trier, den 18.08.2020 

DLR Mosel 

Im Auftrag     

gez. Manfred Heinzen     (Siegel) 
 
  


